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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des 
Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln 

— Drucksache 417 — 

mit den Besdilüssen des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung 
des Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Steuern vom Einkommen und Ertrag der 
Gesellschafter 

Erhöht eine Kapitalgesellschaft (Aktiengesell- 
schaft, Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung) das Nennkapital 
nach den Vorschriften des Gesetzes über die Kapi- 
talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und über die 
Gewinn- und Verlustrechnung vom . . . (Bundes- 
gesetzbl. IS. ), so unterliegt der Erwerb der 
neuen Anteilsrechte nicht den Steuern vom Ein- 
kommen und Ertrag. 

§ 2 

Gesellschaftsteuer 

In den Fällen des § 1 unterliegt der Erwerb der 
neuen Anteilsrechte durch die Gesellschafter nicht 
der Besteuerung nach § 2 Nr. 1 des Kapitalverkehr- 
steuergesetzes. 

§3 

Ansdiaffungskosten 

(1) Gehören die vor der Erhöhung des Nenn- 
kapitals erworbenen Anteilsrechte (alte Anteils- 
rechte) zu einem Betriebsvermögen, so ist der Wert, 
mit dem die alten Anteilsrechte in einer Bilanz auf 
den Zeitpunkt der Erhöhung des Nennkapitals an- 
zusetzen wären, auf die alten Anteilsrechte und auf 
die auf sie entfallenden neuen Anteilsrechte nach 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung 
des Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

Anschaffungskosten 

Als Ansdiaffungskosten der vor der Erhöhung 
des Nennkapitals erworbenen Anteilsrechte und der 
auf sie entfallenen neuen Anteilsrechte gelten die 
Beträge, die sich für die einzelnen Anteilsrechte 
ergeben, wenn die Ansdiaffungskosten der vor der 
Erhöhung des Nennkapitals erworbenen Anteils- 
rechte auf diese und auf die auf sie entfallenen 
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dem Verhältnis der Nennbeträge zu verteilen. Die 
Beträge, die sich für die Anteilsrechte aus der Ver- 
teilung ergeben, gelten als deren Anschaffungs- 
kosten. 

(2) Gehören die vor der Erhöhung des Nennkapi- 
tals erworbenen Anteilsrechte (alte Anteilsrechte) 
nicht zu einem Betriebsvermögen, so sind die An- 
schaffungskosten der alten Anteilsrechte auf diese 
Anteilsrechte und auf die auf sie entfallenden 
neuen Anteilsrechte nach dem Verhältnis der Nenn- 
beträge zu verteilen. Sind die alten Anteilsrechte 
vor dem 21. Juni 1948 erworben worden, so ist als 
Anschaffungskosten der Höchstwert zugrunde zu 
legen, mit dem die alten Anteilsrechte in eine 
steuerliche Eröffnungsbilanz auf den 21. Juni 1948 
hätten eingestellt werden können. Absatz 1 Satz 2 
ist anzuwenden. 

§ 4 

Mitteilung der Erhöhung des Nennkapitals an das 
Finanzamt 

Die Kapitalgesellschaft hat die Erhöhung des 
Nennkapitals innerhalb von zwei Wochen nach der 
Eintragung des Beschlusses über die Erhöhung des 
Nennkapitals in das Handelsregister dem Finanz- 
amt mitzuteilen und eine Abschrift des Beschlusses 
über die Erhöhung des Nennkapitals einzureichen. 

§ 5 

Herabsetzung des Nennkapitals 

(1) Setzt eine Kapitalgesellschaft innerhalb von 
fünf Jahren nach der Erhöhung des Nennkapitals 
(§ 1) das Nennkapital herab und zahlt sie die da- 
durch freiwerdenden Mittel ganz oder teilweise an 
die Gesellschafter zurück, so gelten die Rückzah- 
lungen insoweit als Gewinnanteile (Dividenden), 
als sie den Betrag der Erhöhung des Nonnkapitals 
nicht übersteigen. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

neuen Anteilsrechte nach dem Verhältnis der Nenn- 
beträge verteilt werden. 


§ 4 

unverändert 


§ 5 

Herabsetzung des Nennkapitals 

(1) Setzt eine Kapitalgesellschaft innerhalb von 
fünf Jahren nach einer Erhöhung des Nennkapitals 
(§ 1) das Nennkapital herab und zahlt sie die da- 
durch freiwerdenden Mittel ganz oder teilweise an 
die Gesellschafter zurück, so gelten die Rückzah- 
lungen insoweit als Gewinnanteile (Dividenden), 
als sie den Betrag der Erhöhung des Nennkapitals 
nicht übersteigen. Als Gewinnanteile (Dividenden) 
gelten auch die Beträge, die die Kapitalgesell- 
schaft innerhalb von fünf Jahren nadi der Erhö- 
hung des Nennkapitals für den Erwerb eigener 
Anteile aufwendet, soweit die Nennbeträge dieser 
Anteile den Betrag der Erhöhung des Nennkapitals 
nicht übersteigen. Satz 2 gilt nicht, soweit 

1. der Erwerb notwendig ist, lun einen 
schweren Schaden von der Gesellschaft 
abzuwenden, 

2. die Anteile den Arbeitnehmern der Ge- 
sellschaft zum Erwerb angeboten werden 
sollen oder 

3. auf die Anteile der Nennbetrag oder der 
höhere Ausgabebetrag voll geleistet ist 
und der Erwerb unentgeltlich geschieht 
oder die Gesellschaft mit dem Erwerb eine 
Einkaufskommission ausführt. 

Der Gesamtnennbetrag der zu den Zwecken nach 
Satz 1 Nr. 1 und 2 erworbenen Anteile darf jedoch 
zusammen mit dem Betrag anderer Anteile der Ge- 
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(2) Die auf die Gewinnanteile (Dividenden) im 
Sinn des Absatzes 1 entfallenden Steuern vom Ein- 
kommen der Gesellschafter werden im Wege der 
Pauschbesteuerung erhoben. Die Steuer ist von der 
Kapitalgesellschaft zu entrichten. Sie beträgt 30 
vom Hundert der Gewinnanteile. Sie ist bei der Er- 
mittlung des Einkommens der Kapitalgesellschaft 
nicht abzugsfähig. 

(3) § 4 gilt entsprechend. Die Mitteilung der Her- 
absetzung des Nennkapitals gilt als Steuererklä- 
rung im Sinn des § 166 der Abgabenordnung. 

(4) Das Finanzamt setzt durch Steuerbescheid 
(§ 212 der Abgabenordnung) die Steuer fest. Die 
Steuer ist innerhalb eines Monats nach Bekannt- 
gabe des Steuerbescheids zu entrichten. 


§ 6 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Seilschaft, die die Gesellschaft oder ein abhängiges 
Unternehmen bereits zu diesen Zwecken erworben 
hat und noch besitzt, zehn vom Hundert des Nenn- 
kapitals nicht übersteigen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) Als Anschaffungskosten der nach der Kapital- 
herabsetzung verbleibenden Anteilsrechte gelten die 
Beträge, die sich für die einzelnen Anteilsrechte 
ergeben, wenn die Anschaffungskosten der vor der 
Kapitalherabsetzung vorhandenen gesamten An- 
teilsrechte auf die nach der Kapitalherabsetzung ver- 
bleibenden Anteilsrechte nach dem Verhältnis ihrer 
Nennbeträge verteilt werden. 

§ 5a 

Einkommensteuer (Lohnsteuer) bei Ausgabe 
von eigenen Aktien an Arbeitnehmer zu 
einem Vorzugskurs 

überläßt eine Aktiengesellschaft ihren Arbeit- 
nehmern eigene Aktien zu einem unter dem Börsen- 
kurs liegenden Kurs (Vorzugskurs) und wird hier- 
bei vereinbart, daß die Aktien innerhalb von fünf 
Jahren nicht veräußert werden dürfen (Sperrfrist), 
so gehört der Unterschiedsbetrag, der sich aus dem 
am Tag der Beschlußfassung maßgebenden Börsen- 
kurs und dem Vorzugskurs errechnet, nicht zu den 
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit, soweit 
der Unterschiedsbetrag nicht höher ist als die 
Hälfte des Börsenkurses und die im Laufe eines 
Kalenderjahres dem einzelnen Arbeitnehmer über- 
lassenen Aktien im Nennbetrag 500 Deutsche Mark 
nicht übersteigen. Bei Aktien, die nicht zum Han- 
del an der Börse oder im geregelten Freiverkehr 
zugelassen sind, tritt an die Stelle des Börsen- 
kurses der gemeine Wert. Wird außer im Falle des 
Todes des Arbeitnehmers oder des Eintritts seiner 
völligen Erwerbsunfähigkeit die Sperrfrist nicht 
eingehalten, so wird nach Maßgabe einer Rechts- 
verordnung eine Nachversteuerung durchgeführt. 

§ 6 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
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§ 7 

Nichtanwendung im Saarland 
Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Beschlüsse des 14. Ausschusses 

Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten überleitungsgesetzes. 

§ 7 

entfällt 


§ 8 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


^ § 8 

unverände 
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